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No. 4. Marienwerder, den 26ten Januar 1838. 


TE TEE Zu an en — 


Verordnungen und Bekanntmachungen. 


3 in Vergleich gegen andere Jahre durch den geringen Ertrag der wer: 
jaͤhrigen Kartoffel⸗Erndte in manchen Gegenden des Departements entſtandene 
Mangel an dieſem unencbebelichſten Nahrungsmittel, wird leider noch dadurch 
geſteigert, daß in Folge der anhaltenden fitengen Kälte die vorhandenen Kar— 
toffeln vielfach dem Erfrieren ausgeſetzt und zum Theil auch wirklich ſchon 
dom Froſt ergriffen worden find. Im erfrorenen Zuſtande ſind die Kartoffeln 
als Nahrungsmittel fuͤr Menſchen und Vieh bekanntlich nicht zu gebrauchen, 
es giebt indeſſen ein durch wiederholte Verſuche erprobtes Mittel dieſelben 
wieder in eine geſunde Speiſe zu verwandeln, deſſen Mittheilung wir dem 
dieſigen landwierhſchaftlichen Verein verdanken. 

Dieſes Mittel beſtetzet in folgendem: 
Die erfrornen Kartoffeln werden in mäßig erwaͤrmten Waſſer portionens 
weiſe aufgethauet und darauf die waͤſſerigen Beſtandtheile derſelben un: 
ter einer Preſſe ausgepreßt, was keine Schwierigkeiten hat, da die auf⸗ 
gethaueten Kartoffeln ganz weich find, Der Ruͤckſtand wird ſodann ger 
trocknet, was auf jedem Stubenofen und bei groͤßern Quantitéten in 
einem maͤßig erwaͤrmten Backofen mit Leichtigkeit geſchehen Finn, Das 
bloße Trocknen der Kartoffeln ohne vorbergegangenes Auspreſſen wuͤrde 
den Zweck nicht erfuͤllen, weil dann die ſchaͤdlichen Beſtandtheile zuruͤck⸗ 
bleiben und beim Genuß die Geſundheit gefährden, wogegen die auf 
die ſoeben beſchriebene Weiſe behandelten Kartoffeln eine nahrhafte und 
vollfommen geſunde Speiſe darbieten. 
Ausdrücklich wird jedoch bemerkt, daß die Kartoffeln nur ſo lange 
ſie noch geſroren find, die bier angegebene Behandlung geſtatten und 
mitbin im gefrornen Zuſtande in erwärmtes Waſſer gebracht werden 
müſſen, daß hingegen, nachdem fie bereits anderweit auf dem natuͤr⸗ 
lichen Wege aufgethaut ſind, ſich keine zur menſchlichen Nahrung ge— 
eignete Subſtanz mehr daraus gewinnen laßt. 
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Wir beeilen uns dies zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen und wunſchen, 
daß eine verſtändige Anwendung des beſchriebenen Mittels die ſchadliche Eins 
wirkung des Froſts auf die Kartoffeln den betheiligten Familien, ganz bejous 
ders aber der ärmern Volksklaſſe minder fühlbar machen moͤge. 

s Den Herren Landraͤthen, Domainen⸗Rent-Beamten und Orts⸗Vorſtaͤnden 
empfehlen wir für das ſchleunige und moͤglechſt allgemeine Bekanntwerden 
dieſes einfachen Mittels, namentlich auch in denjenigen Ortſchaften Sorge zu 
tragen, deren Bewohner ganz oder zum groͤßten Theil nur der polniſchen 
Sprache kundig ſind. 

Marienwerder, den 24ſten Januar 1838. 

Koͤniglich Preußiſche Regierung. 

Es find häufig Bälle vorgekommen, daß Geiſtliche gleich nach Antritt ihres 
Amts und Uebernahme ihrer Dienſtwohnung, Anträge auf Reparatur derſel , 
ben, welche nach den geſetzlichen Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts 
Theil 2. Titel 11. §. 784. sequ. die Nußnieger aus eigenen Mitteln beſtreb 
ten muͤſſen, aus dem Grunde gemacht haben, weil ihre Dienſtvorgaͤnger oder 
deren Erben die Ausfuͤhrung derſelben angeblich unterlaſſen haben ſollen. Wenn 
gleich es nun Sache der Geiſtlichen iſt, bei der Uebergabe der Dienſtwoh⸗ 
nungen die vorgefundenen Mängel ſofort zu rügen, um ſich Über deren Aus⸗ 
führung mit ihren Amtsvorgaͤngern oder deren Erben zu einigen, indem nach 
der geſetzlichen Beſtimmung des Allgemeinen Landrechts Theil 1. Titel 28. 
H. 48., wenn dergleichen Mängel bei der Uebergabe nicht zur Sprache ge⸗ 
bracht, angenommen werden muß, daß die Gebaͤude in gutem Zuſtande Über; 
geben find, ſo machen wir doch die Herren Geiſtlichen unſeres Departements 
bierauf noch ausdrücklich mit dem Bemerken aufmerkſam, daß wir Anträge 
auf Hergabe der Koften zur Wiederherſtellung der erwähnten Mängel aus 
den Kirchen⸗Kaſſen oder in subsidium vom Patron und der Gemeinde jeden 
zeit zuruͤckweiſen werden. f f 

Den Herren Superintendenten und Dekanen wird es uͤberdem zur Pflicht 
gemacht, bei Uebergabe von Dienſtwohnungen an die Geiſtlichen dieſem Ge 
genſtande ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen und die Gebaͤude nie am 
ders als mittelſt eines vorfehriftsmäßigen Inventarii zu übergeben, 

Marienwerder, den 16ten Januar 1838. 


Koͤniglich Preußiſche Regierung 
Abtheilung des Innern. 
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Die häufigen Unglücksfälle, welche trunkenen Perſolen auf den öffentlichen 
Straßen widerfahren und die polizeilichen Exceſſe, welche durch fie Hänfig: 
berbeigefbhrt werden, veranlaſſen uns die Polizei Behörden des Departements 
darauf aufmerkſam zu machen, daß es ihre Pflicht iſt, keinen Betrunkenen, 
deſſen Zuſtand von der Art iſt, daß er feiner Siane nicht mehr mächtig er⸗ 
ſcheint, weder in den Städten noch auf dem platten Lande auf den Straßen 
und Wegen zu dulden. Solche Perſonen müſſen vielmehr, da wo ſie ange— 
troffen werden, ſofort arretirt und bis zu ihrer erfolgten Ausnuͤchterung in 
polizeilichem Gewaßhrſam behalten, zugleich müſſen aber ſogleich bei ihrer Ein⸗ 
lieſerung ſowohl der Ort, wo fie aufgefunden als die Umſtaͤnde, aus denen 
ihre bis zur Bewußtlosigkeit gefieigerte Trunkenheit bervorging, kurz regiſtrirt 
werden, um jeden Schein eines willkührlichen Verfahrens zu vermeiden. 

Um jedoch die Gelegenheit und Veranlaſſung zu den durch trunkene 
Derfonen angerichteten Unglücksfälle und der Verletzung und Abſtumpfung 
bes ſitt ichen Gefühle durch ihr oͤffentliches Erſcheinen, ſoweit dies durch po⸗ 
Iteiliche Anordnungen zuläſſig iſt, zu beſeitigen, beſtimmen wir ferner: 

daß kein Verkäufer von Branntwein und andern hitzigen Getraͤuken, 

einem ſchon Angetrunkenen noch mehr geiſtige Getränke verabreichen 

darf, fo wie daß jeder Verkäufer ſolcher Getränke verpflichtet iſt, Per⸗ 
ſonen, denen er geſtattet hat, ſich an geiſtigen Getränken zu übernehmen 
bis zur Rückkehr der Beſinnung in feinem Haufe zu behalten und auf 
dieſe Wtiſe das Publikum gegen das öffentliche Umhertreiben eines Des 
trunkenen, ſo wie gegen die damit nur zu oft verbundenen Exeeſſe ſicher 
zu ſtellen, mit dem ausdruͤcklichen Beifuͤgen, daß jede Uebertretung dieſer 

Anordnungen mit einer zur Orts-Armen-Kaſſe fließenden Geldficafe von 

15 ſgr. bis 10 Kehle, und im Wiederbolungsfalle mit der ſofortigen Ente 

ziehung der polteilichen Erlaubniß zum Betriebe ihres Gewerbes uns 

nachſichtlich beſtraft werden wird. 
Indem wir die Polizei- Behörden des Departements zu einer wirkſamen 
Kontrolle und Handhabung dieſer Anordnungen verpflichten, weiſen wir die 
elben namentlich an, die Gensd'armen und exekutiven Beamten mit vollſtaͤn⸗ 
biger Anweiſung über die Ausführung zu verſehen, ferner dafuͤr zu ſorgen, 
daß der Inhalt dieſer Verordnung durch jeden Ortsvorſtand ſowohl zur 
Kenntniß der Gemeinen als insbeſondere auch des Geſindes und der einzelnen 
bank: und Gaſtwirthe fo wie der Übrigen mit Getraͤnken handelnden Per⸗ 
en gebracht wird, fo wie endlich auch daß, wenn eine betrunkene Perſon 
verhaftet worden, vor ihrer Entlaſſung durch ihre Vernehmung der Ort, we 
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ſich dieſelbe in dieſen Zuſtand verſetzt hat, feſtzuſtellen und demgemaͤß gegen 
diejenigen nach aller Strenge verfahren werden wird, welche obigen Anord⸗ 
nungen zuwider gehandelt haben. a 
Marienwerder, den 16ten Januar 1338. 
Königlich Preußiſche Regierung. 
Abiheilung des Innern. 


Die Verordnungen vom iſten Juli 1828 den Schulbeſuch und die Schul: 
vorſtände betreffend, haben in dem neuen Abdruck derſelben (ſ. Amtsblatt 1832 
S. 159.) einige Zufäge erhalten, welche wir hiermit zur allgemeinen Kennt⸗ 
nißnahme bringen und zur Nachachtung empfehlen: 


I. Zuſätze zu der Verordnung vom 1wſten Juli 1828, den 
Schulbeſuch betreffend. 

Zufaß 1. (zu 5. 1.) Das ſchulpflichtige Alter eines Kindes waͤhrt 
nach der Beſtimmung des Allgemeinen Landrechts Thl. 2. Tit. 12. $. 46. 
ſo lange, bis daſſelbe nach dem Befunde ſeines Seelſorgers, die einem je— 
den vernünftigen Menſchen feines Standes nothwendigen Kenntniſſe gefaßt 
bat, alſo erforderlichenfalls auch über das fAıe Lebensjahr hinaus. 

Zuſatz 2. Die Schulvorſtände, die OctsPolizei-Behoͤrden und die 
Geiſtlichen ſind befugt und verpflichtet, mit Strenge und unter Anwendung 
der geſetzlichen Zwaugsmaßregeln darauf zu halten, daß diejenigen Schul: 
kinder katholiſcher Konfeſſton, welche vor zuruͤckgelegtem 14ten Lebensjahre 
zur heiligen Beicht oder zum heiligen Nachtmahl angenommen worden, 
mindeſtens bis zum vollendeten 14ten Lebensjahre regelmäßig die Schule 
beſuchen. 5 

Zuſatz 3. (n F. 6. und 7.) Hinſichtlich der Zeit vor Aufnahme und 
Entlaſſung der ſchulpflichtigen Kinder verbleibt es bei der Verfuͤgung vom 
3ten Dezember 1830 (Amtsblatt 1830 S. 470. 471.) 

Zufag. 4. (zu §. 5.) Die Befreiung vom Schulgelde von mehr als 
zwei ſchulfaͤhigen Kindern bezieht ſich nur auf die ſogenannten kleinen Leute 
und andere erwieſen dürftige Familienvater, worüber das pflichtmaͤßige Gut— 
achten des Orts-Vorſtandes entſcheidet; und überall, wo die erforderliche 
Vermoͤgenheit zur Bezahlung des Schulgeldes fuͤr alle ſchulfaͤhigen Kinder 
vorhanden iſt, muß ſolche auch unbedenklich erfolgen. 

Zufag 5. (zu §. 14. — 16.) Gutsberrſchaften, welche verfaſſungs⸗ 
mäßig die Patrimonial- Gerichtsbarkeit in ihren Gütern ausüben, haben 
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hinſichtlich der Feſtſetzung der Strafen für unerlaubte Schulverſaͤumniſſe 
in den Schulen ihrer Jurisdiktion überall in erſter Inſtanz zu verfuͤgen und 
zu entſcheiden. f 

Zuſatz zu der Verordnung vom fen Juli 1828 die Schul 

vorſtände betreffend. 

Vorſtehende Verordnung wird mit der Maaßgabe in Erinnerung ges 
bracht, daß in Gemaͤßheit des §. 25. keine Schulgemeine oder Private 
Patronat: Behörde befugt iſt, das einmal feſtſtehende Einkommen einer 
Schulſtelle eigenmaͤchtig und ohne unſere ſpezielle Genehmigung herabzuſetzen. 

Marienwerder, den 12ten Januar 1838. 5 

Koͤniglich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


Das Koͤnigliche Miniſterium des Innern und der Polizei bat mittelſt Er⸗ 
laſſes vom 26ſten Dezember v. J., beſtimmt: 
daß, da der Gebrauch des an einigen Orten feil gebotenen ſogenannten 
Fliegenpapiers, wegen des chpmiſch ermittelten erheblichen Arfenik 
Gehalts deſſelden, für das Leben und die Geſundheit der Menſchen leicht 
gefaͤhrlich werden kann, der Verkauf dieſes vergifteten Papiers fernerhin 
nicht mehr geſtattet werden ſolle. 
Dieſes Verbot bringen wir hiermit mit dem Bemerken zur allgemeinen 
enutuiß, daß Uebertretungen deſſelben nach der im Allgemeinen Landrechte 
Tbeil 2. Titel 20. F. 694. bieruͤber enthaltenen Strafbeſtimmung werden ge⸗ 
abndet werden. 
Marienwerder, den 16ten Januar 1838. 
Koͤniglich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


Es iſt mehrfach bemerkt worden, daß die Inhaber baͤuerlicher Nahrungsſtellen, 
welchen nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom Sten April 1823 über die 
egulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe im Großherzogthume Poſen 
ud in den mit der Provinz Preußen wieder vereinigten Diſtrikten — dem 
ulm: Michelauſchen Kreiſe und dem Landgebiethe der Stadt Thorn — und 
NA der unter dem 10 ten Juli 1836 ergangenen Deklaration und Abaͤnderung 
des gedachten Geſetzes ein Anſpruch auf Verleihung ihrer Stellen zu Eigen⸗ 
tbumsrechten zuſteht, und zu denen auch die Danniker gehoͤren, von der irri⸗ 
gen Anſicht ausgehen, als müßte ihnen, wenn fie die Drangſale des letzten 
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Krieges auf den Grundſtücken auszuhalten gehabt ‚haben, dieſelben eßne alle 
eiterungen von der mit dem Geſchaͤſte der Regulirung beauftragten Sy⸗zal⸗ 
Kommiſſion zum Eigenthum uͤberantwortet werden. 

Um diefen Tchädlichen Irrthum denjenigen, welche darin befangen find, 
zu deueßmen, machen wir den Betheiligten hiermit bekannt, daß nach des 
Beſtimmungen der oben angeführten belden Geſetze, und namentlich nach 
§. 11. und $. 13. des Geſetzes vom Sten April 1823 nicht nur ein gehoͤrig 
motivirter Antrag auf Verleihung des Eigenthums bei der betreffenden Vehoͤrde 
angebracht werden muß, ſondern daß die Provocanten auch verpflichtet ſind, 
ſich auf die Einwendungen, welche ihrem Antrage Seitens der betreffenden 
Gutsberrſchaft entgegengeſtellt werden, vor dem mit dem Auseinanderſetzungs— 
Geſchäfte beauftragten Spezial: Kommiffarins einzulaſſen, wonärhſt in deu ge⸗— 
erdneten Inſtanzen die Entſcheidung erfolgt, ob fie für regulirungefaͤhig d. h. 
zum Anſpruch auf Eigenthumsverleibung berechtigt anzuſehen find, oder nicht. 

Wird von den Provocanten die Einlaſſung auf die ihrem Antrage ent 
gegengeſetzten Einwendungen verweigert, fo haben fie ſich die bieraus für fle 
erwachſenden Nachtheile ſelbſt beizumeſſen, wozu namentlich gehört, daß wenn 
in Contumaciam gegen fle verfahren werden muß, und fie in Folge deſſen 
das beanſpruchte Etgenthum nicht erlangen, fie der durch das Geſetz beab: 
ſichtigten Wohlthat durch eigne Schuld verloren gehen. 

Marienwerder, den Sten Januar 1838. 

Koͤniglich Preußiſche Regierung. 
Zweite Abtheilung des Janern. 


Das Vorwerk Orzechowko, Thorner Kreifes, iſt wegen der daſelbſt unter 
den Schaafen ausgebrochenen Naͤudekrankheit, für den Verkehr mit Schaafen, 
Schaaffellen, Wolle und Rauchfutter geſperrt worden. 
Marienwerder, den 16ten Januar 1838. 
Königlich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


Unter den Schaafheerden in den Dörfern Friedrichsbruch und Klitzkau, Konkßer 
Kreiſes, iſt die Raͤudekrankheit ausgebrochen. Beide Ortſchaften ſind des⸗ 
balb für den Verkehr mit Schaafen, Wolle, Schaaffellen und Rauchfutter 
geſperrt worden. Marienwerder, den 12ten Januar 1838. 
Koͤniglich Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 
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Da nach der Allerboͤchſten Beſtimmung ſämmtliche Bank Rollen: Scheine 
eingezogen werden ſollen, ſo fordern wir die Juhaber der noch im Umlaufe 
defindlichen bei den Bank⸗Kaſſen zu Königsberg, Danzig, Stettin, Breslau, 
Magdeburg und Coͤln zahlbaren Scheine, gleichwie dieſes bereits Syinfichys 
der Haupt: Banks Kaffen: Scheine erfolge iſt, hierdurch auf, dieſe Scheine 
bei den betreffenden Bank⸗Kaſſen ſpaͤteſtens bis zum tſten Marz 1838 gegen 
Empfangnahme der Valuta abzuliefern. Hiernaͤchſt kann der Umtauſch nicht 
obne Weiterungen erfolgen, weiche ſich die Beſttzer der Provinzial⸗Bank-Kaſſen⸗ 
Scheine bei Verabſaͤumung der vorerwaͤhnten Friſt ſelbſt beizumeſſen haben. 
Berlin, den 23ſten Dezember 1837. 
Haupt: Bank: Direktorium. 
Hundt. Witt. Reichenbach. 


Da nicht ſelten fremde Goldmuͤnzen den Bank-Komtoiren zur Belegung ge⸗ 
bracht werden, machen wir das Publikum darauf aufmerkſam, daß nach den 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nur Preußiſche Friedrichsd'or ſich hierzu 
eignen und fremde Goldmünzen, welche bei ihrem ſehr verſchiedenen Gold— 
werthe im Verkehr mit der Königlichen Bank nur als eine Waare in Bes 
tracht kommen, ohne Ausnahme zurüuckgewieſen werden muͤſſen. 
Berlin, den Sten Yanaar 1838. 
Haupt-Bank- Direktorium. 
Hundt. Witt. Reichenbach. 


Die Sanitäts⸗ Berichte geben eine mediziniſche Zeitſchrift der Provinz ab: 
balbjährlich erſcheinend, gewaͤhren ſie eine Ueberſicht der Witterungs⸗Ver⸗ 
ältniffe und der berrſchenden Krankheiten, und enthalten, außer den das 
‚edizinalwefen betreffenden Nachrichten, merkwuͤrdige Beobachtungen, neue 
fahrungen und andere wiſſenſchaftliche Bemerkungen der Aerzte Preußens. 
o haben ſie denn die Beſtimmung, durch gegenſeitige Mittheilungen unter 
doterländiſchen Kunſtgenoſſen das ärztliche Wiſſen zu bereichern, den wiſſen 
aftlichen Sinn zu naͤhren, und das öffentliche Geſundheitswohl, fo wie 
dag Fortſchreiten der Heilkunſt zu fördern. Der Erfüllung dieſer ihrer Be: 
fimmung koͤnnen fie nur nach und nach ſich naͤhern. Sie werden aber tm: 
wer mehr an Intereſſe gewinnen, immer lehrreicher werden, und ein immer 
Leltigeres Zeugniß von dem geiſtigen Leben des ärztlichen Perſonals unferer 
covim ablegen, je reger die Theilnahme an denfelben wird. 
a hierzu eine weitere PWorbereitung derfelben erforderlich in, ſo hat 
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die Gräfe⸗ und Unzerſche Buchhandlung, welche von jetzt an den Debit 
uͤbernimmt, den moͤglichſt niedrigſten Preis feſtgeſtellt, um den Ankauf zu 
erleichtern. Und ſomit empfehlen wir denn dieſes Inſtitut der Beachtung des 
ärztlichen Publikums der Provinz. a 
Koͤnigsberg, den 16ten Januar 1838. | 
Königlich Preußiſches Medizinal-⸗ Kollegium. 9 

Sammitliche Haupt⸗Zoll⸗ und Haupt⸗Steuer-Aemter der Provinz find in 
Bezug auf den Artikel 1. der zu dem Staats-Vertrage mit Hannover und 
Braunſchweig vom üſten November vorigen Jahres gehoͤrigen Uebereinkunft 
E., mit den Vorſchriften über die Bedingungen und Zoͤrmlichkeiten verſehen 
worden, welche in Betreff der aus dem Gebiete des Zoll: Vereins mit Meps 
Erlaubnißſcheinen auf die Meſſen in Braunſchweig geführten Waaren, von 
den Käufern ſolcher Waaren zu dem Zwecke zu erfuͤllen und zu beobachten 
find, um dieſelben ſteuerfrei wieder in das gedachte Gebiet zurüͤckfuͤhren zu 
konnen. 

Diejenigen Gewerbtreibende welche ſich über den Gegenſtand naher zu 
unterrichten wünſchen, können die erforderliche Belehrung darüber bei dem 
nächſten Haupt- Zoll- oder Haupt⸗Steuer- Amte erhalten. f 

Danzig, dem 12ten Januar 1838. 

Der Geheime Ober-Finanz- Rath und Provinzial-⸗Steuer 
Direktor. 


Zur Erlangung einer zweckmäßigen Poſtverbindung zwiſchen Thorn und Grau 
denz einerſcus und Marienwerder, Marienburg, Elbing und Koͤnigsberg in Pr. 
andrerſeits, ſollen vom 1ſten Februar c. an, die zwiſchen Marienwerder und 
Graudenz und die zwiſchen Graudenz und Thorn beſtehenden Fahrpoſten in 
ihrem Gange geändert und neben der zwiſchen Graudenz und Thorn beſtehen⸗ 
den Fahrpoſt eine woͤchentlich zweimalige zur Beförderung von zwei Perſonen 
eingerichtete. Cariolpoſt angelegt werden. am si 8 
Dieſe verſchiedenen Poſten erhalten folgende Beförderung. 
I. Fahrpoſten zwiſchen Marienwerder und Graudenz: 
aus Marienwerder 
Mittwo 
h „ um 5 Uhr fruͤh 
nach Aukunft der Fahrpoſten aus Marienburg und Königsberg in Pr. 
Montag 


Donnerstag 5 um 10 Uhr Abends 11 
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